
2/2018www.freieberufe-bayern.de

Zitat
»Die Freien Berufe geben Antworten 
auf die Fragen der Zukunft. Die Folge: 
Ihre wissensbasierten Dienstleistungen
haben ein hohes Wachstumspotenzial.
Die Nachfrage nach freiberuflichen
Dienstleistungen steigt weiter an.« 
Institut für Freie Berufe Nürnberg 

Michael Schwarz,
Präsident des 
Verbandes Freier 
Berufe in Bayern

Mitgliedsverbände der Freien Berufe bewerten den Koalitionsvertrag

Gemischte Gefühle 
für die Große Koalition

BFB-Präsident Prof. Dr. Ewer
zum Koalitionsvertrag  
Quitterer neuer BLÄK-Präsident 

So bewertet Dr. Gerald Quitterer, 
Präsident der Bayerischen Landes-

ärztekammer, einige Vorhaben der 
Großen Koalition durchaus als positiv:
»Zu befürworten ist, dass man sich 
tatsächlich für mehr Studienplätze in
Medizin in Deutschland ausspricht und
auch der Zugang zum Medizinstudium
überdacht wird. Die Bund-Länder-Kom-
mission, die sich mit einem modernen
Vergütungssystem beschäftigen wird,
sollte unbedingt die Expertise der ärzt-
lichen Körperschaften mit ins Boot neh-
men. Es sind also einige gute Ansätze
da, die hoffentlich umgesetzt werden.«

Editorial
Während die Koalitionäre in Berlin 
verhandelten und der Freistaat einen
neuen Ministerpräsidenten suchte, ist
der aktuelle Beitrag der Freien Berufe
zum Bruttoinlandsprodukt weiter ge-
stiegen.Auch andere Parameter, wie
zum Beispiel die Ausbildungsleistung
der Freien Berufe, entwickelten sich
positiv. Das müsste eigentlich Grund
genug für die neue alte Groko sein, 
die Freien Berufe in ihrem Koalitions-
vertrag angemessen zu würdigen. 
Wir haben unsere Mitgliedsverbände
gefragt, ob sie sich ausreichend be-
rücksichtigt fühlen. Ergebnis: Unsere
Mitglieder erkennen an, dass sich die
Koalition explizit zu den Freien Beru-
fen bekennt.Sie sehen in der Bundes-
regierung durchaus einen Kombattan-
ten im Verteidigungskampf um frei-
berufliche Werte in Europa. Sie attes-
tieren der Bundesregierung, Denkan-
stöße freiberuflicher Berufsverbände 
aufgenommen zu haben. Aber da ist
auch noch viel Luft nach oben. Und
Koalitionspapier ist geduldig. Nahezu
alle Verbände mahnen, dass der An-
erkennung konkrete Taten folgen
müssen.So fordern etwa die Ingenieu-
re, die Digitalisierung des Planens und
Bauens voranzutreiben. Zahnärzte
warnen vor dem Damoklesschwert der
Angleichung der Gebührenordnun-
gen. Die Ärzte wollen ins Boot der
Bund-Länder-Kommission genommen
werden, wenn es um ein modernes
Vergütungssystem geht. Es gibt wei-
terhin viel Überzeugungsarbeit zu 
leisten. Und die erschöpft sich nicht
darin, Bewährtes zu verteidigen.

Zwischen Erleichterung und Skepsis, zwischen vorsichtigen Optimismus und 
der klaren Erwartung, Taten folgen zu lassen, changieren die Meinungen bei den
Mitgliedsverbänden des Verbandes Freier Berufe in Bayern zum aktuellen Koa-
litionsvertrag der neuen Bundesregierung. Einigen Mitgliedsverbänden fehlen
klare Aussagen zu den Freien Berufen, andere wiederum sehen die neue Bundes-
regierung auf einem guten Weg bei der Verteidigung freiberuflicher Werte.

»Mit Erleichterung« reagieren sogar
Thomas Benkert, Präsident der Baye-
rischen Landesapothekerkammer, und
Dr. Hans-Peter Hubmann, Vorsitzender
des Bayerischen Apothekerverbandes,
auf die Ankündigung im Koalitions-
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nichts Gutes erwarten. Zumal sich der
Bundeswirtschaftsminister in seiner
bisherigen Regierungstätigkeit nicht als
Hüter des bewährten deutschen Wirt-
schaftsmodells hervorgetan hat.« 
Bereits in der abgelaufenen Legislatur-
periode sei beabsichtigt gewesen, die
Rahmenbedingungen zur Entfaltung
von Mittelstand, Selbständigkeit und
Existenzgründung zu verbessern, da
fairer Wettbewerb für das Funktionieren
der Sozialen Marktwirtschaft unabding-
bar sei.Trotzdem habe die Bundesregie-
rung mit dem Bundesrat beispielsweise
das Bundeswaldgesetz geändert, um
damit einigen Bundesländern weiter-
hin die Aufrechterhaltung ihrer vom
Bundeskartellamt festgestellten wett-
bewerbswidrigen Forstdienstleistungs-
strukturen zu ermöglichen. 

Die Bayerische Landeskammer der
Psychologischen Psychotherapeuten
und der Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten begrüßt, dass die 
dringend notwendige Novellierung 
des Psychotherapeutengesetzes (PTK
Bayern) gemeinsam mit der ebenso
dringend notwendigen Novellierung 
der Approbationsordnung der Zahnärz-
te in den Koalitionsvertrag aufgenom-
men wurde. Dazu gehört die Novellie-
rung der Ausbildung der bisherigen
psychologischen Psychotherapeuten 
in Form einer Direktausbildung. Die
Kammer erwartet, dass die neue Bun-
desregierung erheblichen Einfluss auf
die weiteren Entwicklungen für ihren
Berufsstand nehmen wird. 

Grundsätzlich positiv bewertet die
größte physiotherapeutische Standes-
vertretung in Bayern die Koalitions-
vereinbarung, vermisst aber konkrete
Schritte oder Ziele und wichtige Ver-
änderungen hin zu einer dauerhaften 
Aufwertung der Therapieberufe. Rüdi-
ger von Esebeck, Landesvorsitzender
des Deutschen Verbandes für Physio-
therapie: »Dankenswerterweise werden
zwar die Themen Ausbildungsreform,
schulgeldfreie Ausbildung und Weg-
fall der Studiengebühren aufgegriffen. 
Offen bleiben allerdings Themen wie 
die dauerhafte finanzielle Aufwertung
der Therapieberufe oder die Einrichtung
neuer, akademischer Qualifizierungs-
und Bildungswege sowie die Förderung
von Forschung im Verantwortungsbe-
reich der Gesundheitsfachberufe.« Von
Esebeck erkennt hier im Koalitionsver-
trag nur vage Andeutungen und weiß
daher, »wofür wir uns auch unter einer
neuen Bundesregierung aktiv einsetzen
müssen«.

vertrag, sich für ein Verbot des Versand-
handels mit verschreibungspflichtigen
Arzneimitteln einzusetzen: »Die Par-
teien wollen damit die einheitliche
Honorarordnung für die Leistungen der 
Apotheke wiederherstellen und allen
Menschen in Deutschland einen gleich-
berechtigten Zugang zur öffentlichen
Daseinsvorsorge gewährleisten.«

Die Kassenzahnärztliche Vereini-
gung Bayerns (KZVB) und die Bayeri-
sche Landeszahnärztekammer begrü-
ßen die Anhebung der Festzuschüsse
für Zahnersatz. Die Budgets der Kran-
kenkassen müssten aber im gleichen
Umfang erhöht werden. KZVB-Geschäfts-
führer Peter Knüpper: »Das Damokles-
schwert, das über dem Berufsstand
schwebt, ist die SPD-Forderung nach 
einer Angleichung der Gebührenord-
nungen. Sie würde das hohe Niveau der
zahnmedizinischen Versorgung gefähr-
den.« Darüber hinaus seien zentrale
Forderungen des Berufsstandes nicht
im Koalitionsvertrag enthalten. Auch
werde die zahnärztliche Versorgung
nicht als eigener Sektor erwähnt. Maß-
nahmen, die für den ärztlichen Bereich
gedacht sind, könnten aber nicht auto-
matisch auf den zahnärztlichen Bereich
übertragen werden. 

Die Bayerische Ingenieurekammer-
Bau begrüßt, dass sich die Regierungs-
parteien im Koalitionsvertrag klar zum
Kammersystem und zu den Freien Beru-
fen bekannt haben und sich auf euro-
päischer Ebene auch weiterhin für den
Erhalt der Honorarordnung für Architek-
ten und Ingenieure (HOAI) einsetzen
werden. Die HOAI sei ein unverzicht-
bares Instrument zur Sicherung von
Bauqualität und Baukultur und Voraus-
setzung für einen fairen Leistungswett-
bewerb, so Professor Norbert Gebbe-
ken, Präsident der Kammer in Bayern.
»Sie sichert weiterhin unsere mittel-
ständische Bürostruktur und damit

hochwertige Arbeitsplätze, auch im
ländlichen Raum.« Auch die geplante
Wohnraumoffensive und das klare 
Bekenntnis zum Ausbau und zur Moder-
nisierung der Infrastruktur seien positiv
zu beurteilen: »Ganz entscheidend für
die Zukunft ist, dass die neue Regierung
die Digitalisierung des Planens und
Bauens vorantreibt und dabei die Inter-
essen des Mittelstandes und kleinerer
Planungsbüros berücksichtigt.

Die Bayerische Architektenkammer
begrüßt, dass mit dem Koalitionsver-
trag ein deutliches Zeichen zur Stärkung
des gesellschaftlichen Zusammenhalts
gesetzt wurde. Dies gilt insbesondere
für die Förderung von qualitätsvollem
und bezahlbarem Wohnraum und die
Weiterentwicklung sowohl von Städten
als auch des ländlichen Raums mit dem
Ziel gleichwertiger Lebensverhältnisse
in ganz Deutschland. Kammerpräsiden-
tin Christine Degenhart wünscht sich
hier vor allem eine »offene Diskussion
über ein sozialgerechtes Boden- und
Mietrecht sowie die notwendige Rege-
lungsfülle in Normung und Gesetz-
gebung«. Im Bekenntnis zur HOAI als 
unverzichtbarem Instrument zur Siche-
rung von Bauqualität und Baukultur
sieht Degenhart ein Bekenntnis der
Bundesregierung zu den Freien Berufen
und ihrer besonderen Verantwortung
für das Gemeinwohl.

Der Koalitionsvertrag liefert nach 
Ansicht des Verbandes Biologie, Bio-
wissenschaften und Biomedizin wich-
tige Impulse und Weichenstellungen für
die Bereiche Bildung und Wissenschaft.
Besondere Anerkennung verdiene die
Ankündigung einer ressortübergreifen-
den Agenda »Von der Biologie zur Inno-
vation«, die gemeinsam mit Wirtschaft,
Wissenschaft und Zivilgesellschaft er-
arbeitet werden soll. Peter Niesslbeck,
Vorsitzender des Landesverbandes 
in Bayern, sieht auch im Bereich des
Biodiversitätsschutzes gute Ansätze:
»Allerdings sind in beiden Handlungs-
feldern in der Umsetzungspraxis In-
konsistenzen und Zielwidersprüche zu 
erwarten.«

Berwig Hitzer, Vizepräsident des
Bundesverbandes der Freiberuflichen
Forstsachverständigen, Landesgruppe
Bayern, bemängelt am Koalitionsver-
trag, dass die Herstellung oder Siche-
rung eines fairen Wettbewerbs für die
Angehörigen der Freien Berufe in der
Koalitionsvereinbarung leider nicht er-
wähnt werde: »Das bloße Erwähnen 
der Freien Berufe, verbunden mit dem
Abhandeln von Allgemeinplätzen, lässt

Prof. Dr. Norbert Gebbeken,
Präsident der Bayerischen 
Ingenieurekammer-Bau

Dr. Gerald Quitterer, 
Präsident der Bayerischen 
Landesärztekammer



Der Präsident des Bundesverbandes der Freien Berufe zum Koalitionsvertrag

Ewer:Keine Abstriche bei der Qualifikation
Der Präsident des Bundesverbandes der Freien Berufe (BFB), Prof. Dr. Wolfgang Ewer,
setzt auf die Bundesregierung im Kampf gegen die Deregulierungsoffensiven der 
Europäischen Union und mahnt die Koalition, trotz des steigenden Fachkräftebedarfs 
keine Abstriche bei der Qualität zu machen. Als »Joker im politischen Poker« bezeichnet 
Ewer das Bekenntnis der Bundesregierung, die Leistung der Freien Berufe noch stärker 
anzuerkennen.    

Über Monate habe zuerst die Regie-
rungsbildung als solche im Sondie-

rungsmodus verharrt. Dann habe der
Koalitionsvertrag über Wochen ein Da-
sein als politisches »Was wäre, wenn?«
gefristet, so Ewer. Nunmehr sei er als
das gemeinsame Arbeitsprogramm von
CDU/CSU und SPD vitalisiert worden.
Der Bundesverband der Freien Berufe
hat zusammengestellt, was Freiberufler
berührt. Der Verband hat eine Kurzaus-
wertung auf seiner homepage unter
www.freie-berufe.de veröffentlicht. 

Für Ewer wenig überraschend sind
im Koalitionsvertrag sowohl Schnitt-
mengen als auch Spannungsfelder
zu verorten. »Was uns freut: Die neue 
Bundesregierung sieht in uns einen
wichtigen Bereich der Wirtschaft und
will unsere Leistung noch stärker 
öffentlich anerkennen und fördern. 
Das ist unser Joker im politischen Po-
ker.« Denn dieses Bekenntnis biete
dem BFB und seinen Mitgliedsorga-
nisationen die Möglichkeit, weitere 
Diskussionen anzustoßen, auch mit
Forderungen, die über den Koalitions-
vertrag hinausgehen. 

Die Große Koalition müsse sich na-
türlich am Konkreten messen lassen –
daran, welche Initiativen tatsächlich 
in Gesetzesform gegossen werden.
»Dabei werden wir auf eine freiberufler-
gerechte Umsetzung achten«, betont
der BFB-Präsident. Wichtig sei etwa
trotz steigenden Fachkräftebedarfs, 
keine Abstriche bei der Qualifikation 
zu machen. »Und es muss im Zuge der
Digitalisierung dabei bleiben: Daten-
schutz vor Datennutz.« 

Zudem setzt Ewer auf die weitere 
Rückendeckung der Bundesregierung
bei den EU-Deregulierungsoffensiven.
Zuversichtlich stimmen ihn dabei 
zwei Passagen des Koalitionsvertrags. 
So wolle man zum einen darauf hinwir-
ken, dass die hohen Qualitätsstandards 
und die Unabhängigkeit freiberuflicher
Dienstleistungen auch im europäischen
Kontext angemessen berücksichtigt
werden. Außerdem sollten bewährte
Qualifikationsstandards fortbestehen;
das »Herkunftslandprinzip durch die
Hintertür« werde abgelehnt. Als Un-
wägbarkeit sieht Ewer indes immer,
»dass wir Freien Berufe und unser Sys-
tem in Paketlösungen eingeschnürt und
zugunsten anderer Bereiche drangege-
ben werden könnten. Hier werden wir
die weiteren bundespolitischen Positio-
nierungen besonders aufmerksam ver-
folgen«.

»Die neue Bundesregierung sieht in uns einen 
wichtigen Bereich der Wirtschaft und will unsere
Leistung noch stärker öffentlich anerkennen 
und fördern. Das ist unser Joker im politischen 
Poker«, sagt Prof. Dr. Wolfgang Ewer, Präsident
des Bundesverbandes der Freien Berufe.

Prof. Dr. Wolfgang Ewer ist seit dem 
21. Juni 2017 Präsident des Bundes-
verbandes der Freien Berufe. Ewer 
ist Rechtsanwalt und als Fachanwalt 
für Verwaltungsrecht in Kiel in eigener
Kanzlei selbstständig. Als Honorar-
professor lehrt er an der Christian-
Albrechts-Universität zu Kiel öffent-
liches Recht und ist unter anderem 
Mitherausgeber der Neuen Juristischen
Wochenschrift (NJW). Ewer ist Präsi-
diumsmitglied des Deutschen Anwalt-
vereins und engagiert sich bereits seit
dem Jahr 1994 im BFB, zuletzt als Vize-
präsident. Mit seinen Kolleginnen und

Kollegen in BFB-Präsidium und BFB-
Vorstand hat er die Arbeitsschwerpunk-
te für das BFB-Jahr2018 fokussiert: 
Die Digitalisierung, vor allem die Aus-
wirkung auf die Berufsbilder, zählt 
dazu. Er stellt dabei besonders heraus,
dass auch im Zeitalter des Internets 
und künstlicher Intelligenz eine indivi-
duelle und unabhängige geistige Leis-
tung für die Menschen unerlässlich 
ist. Zudem legt er großen Wert darauf,
mit dem Gemeinwohl ein identitäts-
stiftendes Freiberufler-Element hervor-
zuheben, »das antiquiert klingen mag,
aber unvermindert aktuell ist«.



Schnurer folgt 
von Gaffron nach

Die außerordentliche Dele-
giertenversammlung des Berufs-
verbandes Bildender Künstler
Landesverband Bayern (BBK)
hat Christian Schnurer zum
Nachfolger für den verstorbenen
Vorsitzenden Klaus von Gaffron
gewählt. Schnurer, Jahrgang
1971, ist Bildhauer, arbeitet im
Bereich der Installationskunst,
politischer Intervention und
Kunst im Öffentlichen Raum.
Lange Zeit war er im BBK Regio-
nalverband Niederbayern/Ober-
pfalz als Vorstandsmitglied 
tätig. Vor zwei Jahren wechselte 
er zum Regionalverband Mün-
chen/Oberbayern. Schnurer
steht für eine bessere Vernet-
zung der einzelnen Regional-
verbände.

Verband Freier Berufe 
trifft Freie Wähler

Über die Zukunft der Freien
Berufe und die Positionierung
der Freien Wähler hierzu hat sich
die Spitze des VFB mit Vertretern
der Freien Wähler im Bayerischen
Landtag ausgetauscht. Frakti-
onsvize Thorsten Glauber kün-
digte an, dass die Freien Wähler
das Thema Bürokratie aufgrei-
fen werden – sowohl von der 
beruflichen als auch von der 
ehrenamtlichen Seite. Er nannte
als Beispiele die übertriebene
Regulierung, die beim Aufstel-
len eines Maibaumes oder bei 
einem Kindergartenfest bestehe.
Bei ihren Forderungen nach dem
Erhalt von Selbstverwaltung 
und Berufsregeln bekamen die
Freien Berufe Unterstützung. 
So lehnen auch die Freien Wäh-
ler die Deregulierungsbestre-
bungen der EU-Kommission ab.
Glauber stimmte auch drei zen-
tralen Forderungen der Architek-
ten zu: Erhalt der Honorarord-
nung für Architekten und Inge-
nieure (HOAI), die Trennung von
Planen und Bauen und die For-
derung nach Maßnahmen gegen
die Unterschreitung der HOAI
durch Gemeinden. Die Freien
Wähler versicherten, dass sie
sich für viele Belange der Freien
Berufe, auch für die von Vize-
präsident Rüdiger von Esebeck
vorgebrachte Forderung nach
Schulgeldfreiheit bei der Physio-
therapeutenausbildung, in Form
von Anträgen im Bayerischen
Landtag einsetzen werden.

Zahnärzte begrüßen Urteil
zu Bewertungsportalen

Bayerns Zahnärzte begrüßen
die aktuelle Entscheidung des
Bundesgerichtshofs, der zufolge
Bewertungsportale im Internet,
die Patienten eine Beurteilung
ärztlicher und zahnärztlicher 
Leistungen ermöglichen, neutral
bleiben müssen. Das Gericht
gab der Klage einer Dermatolo-
gin statt, die sich dagegen wehr-
te, dass im Zusammenhang 
mit der Bewertung ihrer Praxis
andere Ärzte genannt werden,
die als »Premium-Kunden« Geld
für eine entsprechende Platzie-
rung zahlten. Der Präsident der
Bayerischen Landeszahnärzte-
kammer, Christian Berger, emp-
fiehlt Patientinnen und Patien-
ten, sich bei der Entscheidung
für einen Zahnarzt oder einen
Fachzahnarzt nicht alleine von
den häufig sehr subjektiven 
Bewertungen anderer Patientin-
nen und Patienten im Internet
lenken zu lassen: »Persönliche 
Erfahrungen von Bekannten 
und Freunden mit der Behand-
lung durch meine Kolleginnen
und Kollegen in der Praxis sind
da sehr viel verlässlicher.«

SPD vermisst Kultur 
der Selbständigkeit

Wo die BayernSPD die Freien
Berufe in der nächsten Legisla-
turperiode und in Zukunft sieht,
wollte,VFB-Präsident Michael
Schwarz von der bayerischen
SPD bei einem Treffen im Land-
tag wissen. Die Abgeordnete
Anette Karl sieht Schwierigkei-
ten bei der Vereinbarkeit von 
Familie und Selbständigkeit. 
In Bayern fehle eine Kultur der
Selbständigkeit. Diese könne
auch die Politik nicht erzwingen.
Der parlamentarische Geschäfts-
führer Volkmar Halbleib erwar-
tet deshalb Lücken bei der Ärzte-
versorgung im  ländlichen Raum.
Kaum Veränderungen sehe er
dagegen bei der Wertschätzung
der Freien Berufe durch die Poli-
tik. Fraktionsvize Inge Aures
sieht in der BayernSPD nieman-
den, der die bewährten Struk-
turen der Freien Berufe wie zum
Beispiel das Kammersystem
oder die Honorarordnungen an-
greifen wolle. Aures sagte zu,
die Freien Berufe künftig auf der
Homepage der BayernSPD zu
berücksichtigen. Außerdem reg-
te sie Einzelgespräche mit frei-
beruflichen Berufsgruppen an.

Kurz gemeldet Termin
Die Landtagswahl 2018 ist

das zentrale Thema des parla-
mentarischen Abends des Ver-
bandes Freier Berufe in Bayern.
Er findet in diesem Jahr am Mitt-
woch den 4. Juli um 18.30 Uhr 
im Dachgarten des Hotels Baye-
rischer Hof, Promenadeplatz 2–6
in 80333 München statt.  

Tipp
Freiberufliche Gründungen

sind bestandsfester, die Regulie-
rung in den Freien Berufen wirkt
sich positiv auf das Beschäfti-
gungspotenzial aus. Das hat 
das Institut für Mittelstands-
forschung Bonn im Auftrag des
Bundesverbandes Freier Berufe
in einer Studie über die Über-
lebenswahrscheinlichkeit von
Gründungen in Freien Berufen
herausgefunden.
www.freie-berufe.de
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KVB startet neue
regionale Förderprogramme

Die Sicherstellung der am-
bulanten ärztlichen und psycho-
therapeutischen Versorgung 
im Freistaat ist eine der Kern-
aufgaben der Kassenärztlichen 
Vereinigung Bayerns (KVB). 
Um dem sich bereits in einigen
Regionen Bayerns abzeichnen-
den Ärztemangel vorzubeugen,
hat die KVB ab sofort neue För-
derprogramme ausgeschrieben.
Dies betrifft Hausärzte, die sich
für eine Tätigkeit in den Planungs-
bereichen Speichersdorf (Ober-
franken) oder Tirschenreuth
(Oberpfalz) entscheiden. Eben-
falls eine Förderung können 
Kinder- und Jugendpsychiater in
der Region Ingolstadt erhalten.
Der Landesausschuss der Ärzte
und Krankenkassen in Bayern
hatte in diesen drei Planungs-
bereichen eine drohende Unter-
versorgung festgestellt. Ärzte
der genannten Fachgruppen er-
halten für eine Niederlassung in
den betroffenen Regionen eine
Förderung von bis zu 60.000
Euro, für die Errichtung einer
Zweigpraxis ist ein finanzieller
Zuschuss von bis zu 15.000 Euro
möglich. Darüber hinaus wird
die Anstellung eines Arztes der
entsprechenden Fachgruppe mit
bis zu 4.000 Euro pro Quartal
gefördert. Ärzte, die das 63. Le-
bensjahr bereits überschritten
haben und aktiv einen Praxis-
nachfolger suchen, unterstützt
die KVB bei der Praxisfortfüh-
rung mit bis zu 4.500 Euro für
vorerst vier Quartale. Informatio-
nen dazu sind unter www.kvb.de
zu finden.

Quitterer neuer Präsident 
der Landesärztekammer

Dr. Gerald Quitterer aus Eg-
genfelden, 61-jähriger Facharzt
für Allgemeinmedizin,  ist neuer
Präsident der Bayerischen Lan-
desärztekammer. 1.Vizepräsi-
dent wurde der Chirurg Dr. An-
dreas Botzlar aus Murnau in
Oberbayern. Dr. Wolfgang Rechl,
hausärztlicher Internist aus Wei-
den/Oberpfalz, wurde erneut
zum 2. Vizepräsidenten gewählt.
Die Delegiertenversammlung
mit 181 Delegierten der 63 ärzt-
lichen Kreisverbände vertritt
mehr als 82.000 Ärztinnen und
Ärzte in Bayern.




